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Zusammenfassung der VOX-Analyse März 2024: Nachbefragung und Analyse zur eid-
genössischen Volksabstimmung  vom 3. März 2024 

Die Abstimmung am 3. März 2024 stand im Zeichen der AHV: Zum einen gab eine klare Mehr-
heit an, dass aufgrund der Teuerung eine Dringlichkeit und Notwendigkeit zur Erhöhung der 
AHV-Beträge bestehe. Zum anderen war aber auch für eine Mehrheit klar, dass dafür nicht 
länger gearbeitet werden soll. Im Hintergrund steht die Überzeugung, dass langfristig genü-
gend Geld für eine Erhöhung der Renten aus der 1. Säule vorhanden sein muss. Somit wird die 
Verteilung der Gelder infrage gestellt: Wenn Unterstützungsgelder für die Ukraine, für Ent-
wicklungshilfe im Ausland oder die Bankenrettung möglich sind, dann sollte auch eine 13. 
AHV-Rente möglich sein. Das Ja zur 13. AHV-Rente kam vor allem dank SP- und Grüne-Sym-
pathisierenden, aber auch Parteiunabhängigen, über 60-Jährigen, Personen mit geringerem 
Einkommen und der starken Zustimmung aus der lateinisch-sprachigen Schweiz zustande. 
Eine mögliche Einnahmequelle für eine 13. AHV-Rente hätte die zweite Vorlage bringen kön-
nen: Die Renteninitiative wurde aber grossmehrheitlich abgelehnt. Von Jung bis Alt und von 
Links bis Rechts gab es mehrheitliche Nein-Stimmen. Nur FDP-Sympathisierende stimmten 
mit 51 Prozent knapp mehrheitlich Ja zur Renteninitiative. Die Gründe zur Ablehnung zielen 
darauf, dass die Stellensuche für über 60-Jährige schwierig ist, ab 65 Jahren nicht mehr gear-
beitet werden will und der Automatismus nicht der direktdemokratischen Schweiz entspricht. 
Dies belegen die Resultate der Befragung von 3'277 Stimmberechtigten der VOX-Analyse März 
2024. Die Studie wurde von gfs.bern durchgeführt und von der Bundeskanzlei finanziert. 

 

Mit viel Unterstützung von «Links» und der älteren Generation das Ja geschafft 
13. AHV-Rente 

Die Volksinitiative «Für ein besseres Leben im Alter (Initiative für eine 13. AHV-Rente)» 
will der Teuerung (z.B. steigende Krankenkassenprämien oder Mietzinse) entgegenwir-
ken. Die Vorlage wurde von einer klaren Mehrheit angenommen. Das Ja entstand auf-
grund einer klaren Ja-Haltung bei SP- und Grünen-Sympathisierenden sowie bei einer 
Mehrheit von Personen mit anderen oder keinen Parteipräferenzen. FDP- und GLP-
Sympathisierende waren mehrheitlich dagegen. Ausserdem zeigt sich, dass Jüngere ten-
denziell dagegen waren, Ältere – und insbesondere 60-69-Jährige – grossmehrheitlich 
dafür. Nur wer sehr hohes Vertrauen in den Bundesrat oder hohes Vertrauen in die Wirt-
schaft hat, stimmte mehrheitlich Nein.  

Das Ziel der Initiative widerspiegelt sich auch in den Gründen der Ja-Stimmenden: Auf-
grund der Teuerung ist die Erhöhung der AHV-Rente nötig, insbesondere auch, um so-
lidarisch gegenüber den älteren Generationen zu sein. Rund 10 Prozent der Ja-Stimmen-
den haben auch angegeben, dass sie Ja gestimmt haben, weil sie selbst davon profitieren. 
Für eine Mehrheit der Bevölkerung war auch wichtig, dass die 13. AHV-Rente die Ren-
tenlücke für Frauen, die durch nicht entlöhnte Pflege- oder Sorgearbeit entsteht, aus-
bessert. Ausserdem gaben wenige Personen an, dass das Empfehlungsschreiben der Alt-
bundesrätinnen und -bundesräte sie zu einem Ja bewogen hat und nicht zum intendier-
ten Nein, weil die Absender bzw. Absenderinnen die Sorgen einer geringen Rente nicht 
teilen würden. Nein-Stimmende begründeten ihre Entscheidung damit, dass dadurch 
Mehrwertsteuer- und Lohnabgabenerhöhungen notwendig werden, die die Mittel-
schicht schwächen, und mit einer Annahme die Zukunft der AHV aufs Spiel gesetzt wird.  
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Keine mehrheitliche Zustimmung mit Ausnahme bei FDP-Sympathisierenden 
Renteninitiative 

Die Volksinitiative «Für eine sichere und nachhaltige Altersvorsorge (Renteninitiative)» 
fordert eine Erhöhung des Rentenalters von Männern und Frauen zur Sicherung der Fi-
nanzierung der AHV. Eine klare Mehrheit der Stimmbevölkerung war dagegen. Nur unter 
FDP-Sympathisierenden entstand eine knappe Mehrheit von 51 Prozent, die die Vorlage 
annahmen. Dies entsprach auch der Ja-Parole der FDP. Trotz Ja-Parole der SVP stimm-
ten nur 31 Prozent der SVP-Sympathisierenden für die Renteninitiative. Nur gerade 9 
Prozent der SP- und Grüne-Sympathisierende stimmten Ja. Somit fiel die Initiative 
rechts und links mehrheitlich durch.  

Die zentralen Argumente dagegen zielten vor allem auf das Gefühl, dass die Initiative 
unfair und nicht ausgereift ist: Zum Beispiel wurde die Meinung vertreten, dass mit 65 
Jahren genügend lange gearbeitet worden ist und dass der Automatismus zu wenig Fle-
xibilität bietet. Ebenfalls wurde kritisiert, dass bereits heute 60-Jährige Mühe haben, 
eine Stelle zu finden, und dass die soziale Gerechtigkeit nicht mehr gegeben ist, weil sich 
nur Top-Verdienende frühpensionieren lassen können. Ja-Stimmende betonten hinge-
gen, dass eine Erhöhung des Rentenalters notwendig für die Sicherung der AHV ist und 
keine Erhöhung der Mehrwertsteuer oder Lohnbeiträge notwendig ist. 

 

Hohe Mobilisierung der älteren Generation  
Die Beteiligung 

Die Beteiligung am 3. März 2024 ist mit rund 58 Prozent im langjährigen Schnitt über-
durchschnittlich. Insbesondere die Älteren gingen vermehrt an die Urne. Die persönliche 
Bedeutung der beiden Vorlagen lag eher im oberen Mittelfeld, insbesondere die 13. AHV-
Rente erzielte mit 7.3 einen hohen Wert. Beide Vorlagen waren für die allermeisten leicht 
verständlich und die Meinungsbildung fand vergleichsweise früh statt.  

 

Die Abstimmungsvorlagen  

An der Abstimmung vom 3. März 2024 hatte das Schweizer Stimmvolk über zwei Vorla-
gen zu entscheiden. Die 13. AHV-Rente und die Renteninitiative.  
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Über die Studie 
Das VOX-Projekt heute 

Nach jeder eidgenössischen Abstimmung führt gfs.bern im Auftrag der Bundeskanzlei 
eine repräsentative Umfrage durch und befragt rund 3’000 zufällig ausgewählte Stimm-
berechtigte. Es interessieren die Motive für und gegen die Teilnahme und für die Ent-
scheide der Stimmberechtigten. Im Vorfeld jeder Abstimmung erstellt gfs.bern in Zu-
sammenarbeit mit Dr. Sébastien Salerno den Fragebogen für die VOX-Umfrage. Das 
Rückgrat dieses Fragebogens bilden die Fragebogen früherer VOX-/VOTO-Nachanaly-
sen. Um den Wert der Datenreihe zu erhalten, werden nur vorlagenspezifische Fragen 
(z.B. Argumente für oder gegen eine Vorlage) jedes Mal neu formuliert. Die Ausarbeitung 
des Fragebogens liegt ausschliesslich in der Kompetenz von gfs.bern. 

Seit November 2020 wird die Befragung online und auf Papierfragebogen durchgeführt. 
Zuvor wurden die Daten telefonisch bei jeweils 1‘500 Stimmberechtigten erhoben. In-
haltlich stehen Fragen zur Abstimmungsteilnahme, den Stimmentscheiden und den Ar-
gumenten im Zentrum. Darüber hinaus werden Werthaltungen und Angaben zur Medi-
ennutzung bei Abstimmungen erfragt. Den Abschluss jeder Befragung bilden statistische 
Fragen (z.B. Bildungs- und Zivilstand, Herkunft, Wohnverhältnisse etc.), weil man um 
die Wichtigkeit solcher Variablen für politisches Entscheidverhalten weiss. 

Nach Abschluss der Befragung werden sämtliche Daten anonymisiert. Weder Namen 
noch Adressen oder Geburtsdaten sind im Datensatz für die Analyse verfügbar. Die Kon-
taktdaten der Studienteilnehmenden werden nach Abschluss der Befragung gelöscht. 
Rückschlüsse auf einzelne Personen sind daher nicht möglich. Die Daten werden in ano-
nymisierter Form veröffentlicht und können bei Swissvotes frei heruntergeladen wer-
den. Die alten VOX-Datensätze sind demnächst ebenfalls verfügbar auf Swissvotes, die 
alten VOX-Berichte sind es bereits. 

 

Wer finanziert die VOX-Studien? 

Die Schweizerische Bundeskanzlei finanziert die VOX-Studien. Sie hat im Namen des 
Bundesrates eine öffentliche Ausschreibung gemacht und daraufhin das Forschungs-
institut gfs.bern beauftragt, die Umfragen für die laufende Legislatur durchzuführen. 

 

Weitere Informationen finden sich auf vox.gfsbern.ch 

 

 

 

 

 

https://swissvotes.ch/
https://swissvotes.ch/
http://www.vox.gfsbern.ch/
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